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auflösung. Das Wettbewerbsbild vom 
vergangenen Freitag zeigte die Ortschaft 
Arisdorf. Die richtige Lösung fand Frau 
M. Zumsteg, wohnhaft an der Thermen-
strasse in Augst. Sie erhält einen Gut-
schein für ein BaZ-Jahresabo. Wir gratu-
lieren herzlich.

wettbewerb.auflösung. 
Kennen Sie die Region?

Volk entscheidet über Häring-Tower
Pratteln. SP scheitert erneut mit dem Antrag für einen kleineren Turm

ROLF ZENKLUSEN 

Wie angekündigt haben die Unab-
hängigen und Grünen von Pratteln 
gegen den Quartierplan auf dem Hä-
ring-Areal das Behördenreferendum 
ergriffen. Die SP eilte dabei zu Hilfe, 
nachdem sie mit einem Antrag für 
eine Verkleinerung des Häring-Tow-
ers gescheitert war. 

Ob in Pratteln auf dem Areal der 
Baufirma Häring & Co. AG ein 75 bis 82 
Meter hoher Turm gebaut wird, ent-
scheidet letztlich das Stimmvolk. Die 
Fraktion Unabhängige und Grüne 
(U&G) hat am Montag an der Einwoh-
nerratssitzung ein Behördenreferen-
dum zustande gebracht. Dafür braucht 
es die Unterschriften von mindestens 
einem Drittel aller anwesenden Ein-
wohnerräte.

Die nötigen 13 Unterschriften hat 
die Fraktion mithilfe der SP gesammelt, 
wie U&G-Fraktionschef Stephan Acker-
mann der BaZ bestätigte. Der zuvor 
vom Einwohnerrat genehmigte Quar-
tierplan für das Häring-Areal sei zwar 
ein gutes Papier, sagte Ackermann. 
«Aber beim Hochhaus handelt es sich 
um eine wichtige Entscheidung für den 
optischen Auftritt unseres Dorfes. Des-
wegen soll das Volk darüber abstimmen 
können.»

In der Diskussion über die Höhe des 
sogenannten Häring-Towers zeigte sich 
die SP Pratteln hartnäckig. Bei der ers-
ten Lesung des Quartierplans hatte das 
Parlament vor einem Monat einen SP-
Antrag, die Gebäudehöhe auf 61 Meter 
zu beschränken, bereits mit 26 zu acht 
Stimmen abgelehnt. Am Montagabend 
stellten die Sozialdemokraten bei der 
zweiten Lesung den exakt gleichen An-
trag. «Hochhäuser stossen in der Bevöl-
kerung eher auf Ablehnung. Deshalb 
hätte ein 80-Meter-Bau bei einer Volks-

abstimmung sicher schlechtere Chan-
cen», sagte Mauro Pavan (SP). Seine 
Parteikollegin Daniela Berger ergänzte, 
städtebaulich gesehen wäre ein 61 Me-
ter hoher Turm die bessere Wahl, weil 
er harmonischer in die Umgebung pas-
se. Die SP wolle den Investoren keinen 
Freipass geben für weitere Hochhäuser 
in Pratteln oder in der Region. «Hoch-
häuser fördern zudem die Vereinsa-
mung und Anonymität», so Berger.

Stephan Ackermann (U&G) sprach 
sich gegen den Antrag der SP aus. Die 

Frage nach der Höhe des Häring-Towers 
könne man nicht aus dem Quartierplan 
herausbrechen. «Wer gegen einen 80 
Meter hohen Turm ist, muss den ganzen 
Quartierplan ablehnen», sagte Acker-
mann.

«abgeschnittener Koloss». Auch im 
bürgerlichen Lager waren die Meinun-
gen längst gemacht. Einzig Urs Hess 
(SVP) meldete sich noch zu Wort. Er 
meinte, aus architektonischer Sicht 
würde die Beschränkung der Gebäude-
höhe auf 61 Meter dazu führen, dass 
«ein abgeschnittener Koloss gebaut 
wird». Bei einem kleineren Hochhaus 
müsste auch die Nutzung des Areals um 
15 Prozent verkleinert werden, sagte 
er. «Das gibt teure Mieten», erklärte 
Hess und forderte: «Behalten wir die 75 
bis 82 Meter im Quartierplan. Das Volk 
soll entscheiden, ob es das möchte.»

Der SP-Antrag wurde mit 28 zu sie-
ben Stimmen und einer Enthaltung 
haushoch abgelehnt. Die Schlussab-
stimmung über den Quartierplan für 
das Häring-Areal ergab das genau glei-
che Resultat. 

Gleichzeitig bewilligte der Prattler 
Einwohnerrat den Quartierplan für das 
benachbarte Areal der ehemaligen Kaf-
feerösterei von Coop. 

Umstrittene Grösse. Das Hochhaus auf dem Häring-Areal in Pratteln darf maximal 82 Meter hoch werden – wenn das Volk dem Quartierplan zustimmt.  Foto Planteam

Rüge wegen Dorfturnhalle – und ein «Sorry»

Teurer. 3,2 Millionen Franken hatte 
das Volk im Jahr 2005 für die Sanie-
rung der alten Dorfturnhalle be-
schlossen. Gemäss Jahresrechnung 
2007 kostete der Umbau 175 000 
Franken mehr. Dafür rügte der Ein-
wohnerrat den Gemeinderat. Dieser 
hatte es versäumt, dem Parlament 
einen Nachtragskredit vorzulegen. 
«Ohne Intervention des Einwohner-
rates hätte der Gemeinderat seine 
Kompetenzen überschritten», sagte 
Philippe Doppler (SVP), Präsident 
der Spezialkommission (Spezko), die 
die Vorfälle untersucht hat. Die 

Spezko empfiehlt dem Gemeinderat, 
künftig seine Vorlagen detaillierter 
und transparenter zu halten. 
Gemeinderat Rolf Wehrli (FDP) 
rechtfertigte sich. «Der Umbau der 
Dorfturnhalle ist knapp fünf Prozent 
teurer geworden, weil Dinge zum 
Vorschein gekommen sind, mit de-
nen wir nicht gerechnet haben.» Der 
Gemeinderat habe in Treu und Glau-
ben und im Sinne der Effizienz ge-
handelt, sagte Wehrli und fügte ein 
«Sorry» hinzu. Einstimmig hat da-
nach der Einwohnerrat den Nach-
tragskredit genehmigt. zen

Neues Bauland soll Einwohnerschwund stoppen
Reinach. Einwohnerrat genehmigt 360 000 Franken für Siedlungskonzept im Brühl-Gebiet

michel ecklin

Bis zu 1000 Menschen  
sollen in rund einem Jahr-
zehnt im Reinacher Brühl 
wohnen können. Der defini-
tive Umzonungsentscheid 
soll nächstes Jahr folgen.

Dass das Gebiet Brühl nörd-
lich der Birsigtalstrasse über-
baut werden könnte, sieht der 
kommunale Richtplan seit 
2005 vor. Er wurde vom Regie-
rungsrat abgesegnet. Vor dem 
Einwohnerrat erklärte Ge-
meindepräsident Urs Hinter-
mann am Montagabend, dass 
jetzt der Moment gekommen 
sei, den Schritt zur Einzonung 
des Gebiets Brühl vorzuneh-
men. Denn in letzter Zeit habe 
Reinach Einwohner verloren.

Der Grund sei nicht etwa 
mangelnde Attraktivität der 
Gemeinde. «Der Leerwoh-
nungsbestand in Reinach ist 
heute praktisch auf null», sagte 
er. Wolle die Gemeinde aber 
die Einwohnerzahl halten, 
müsse mehr Bauland erschlos-

sen werden. Der Gemeinderat 
verlangte deshalb vom Ein-
wohnerrat einen Planungskre-
dit von 360 000 Franken für ein 
Siedlungskonzept Brühl, das 
Klarheit über die Art der Nut-
zung und der Bebauung schaf-
fen soll. Unter anderem muss 
sich die Gemeinde mit den 
über 160 heutigen Grundbesit-
zern auf eine sinnvolle Neupar-
zellierung einigen. Geklärt 
werden soll zudem, welcher 
Bebauungstyp angestrebt wird, 
also ob Einfamilienhäuser oder 
Gebäude mit mehreren Woh-
nungen erstellt werden sollen.

Keine Opposition. Aus den 
Fraktionen gab es keine Oppo-
sition. Die SVP will «lieber heu-
te statt morgen» mit dem Bau 
von Wohnungen im Brühl an-
fangen, der FDP schwebt eine 
«massvolle Verdichtung bei 
höchstens vierstöckigen Bau-
ten» vor und die SP fordert 
Nachhaltigkeit punkto Verkehr 

und Platzverbrauch. Verlangt 
wurde zudem eine Volksab-
stimmung über die Einzonung 
des Brühl-Gebiets. 

Hintermann versicherte, 
die Volksrechte blieben bei al-
len Planungsschritten gewahrt. 
Er präzisierte, der Gemeinde-
rat habe grundsätzlich nichts 
gegen verdichtetes Bauen. 
«Aber hier am Siedlungsrand 
werden sicher nicht die höchs-
ten Gebäude Reinachs stehen», 
so Hintermann.

bis 180 Millionen. Gemäss 
ersten Ideen des Gemeinderats 
sollen von den 95 000 Quad-
ratmetern rund 20 Prozent für 
Strassen und öffentliche Anla-
gen ausgespart bleiben. Nimmt 
man für die übrige Fläche eine 
Ausnützungsziffer von 0,7 an, 
ergäbe dies eine Bruttoge-
schossfläche von 53 000 Quad-
ratmetern. Laut dem Gemein-
derat würden so 160 bis 180 
Millionen Franken an Investiti-

onen für sämtliche Gebäude 
ausgelöst.

Nimmt man die in der 
Schweiz durchschnittlichen 50 
Quadratmeter Wohnfläche pro 
Person als Richtwert, könnte 
das Gebiet Brühl rund 1000 
Bewohnern Wohnraum bieten, 

rechnet der Gemeinderat vor. 
Bisher war von 700 Personen 
die Rede.

Nächstes Jahr soll der Ein-
wohnerrat über die definitive 
Umzonung entscheiden. Bau-
start könnte laut Gemeinderat 
in fünf bis zehn Jahren sein.

Kompromiss bei Seniorenzentrum

erweiterung. Das Seniorenzentrum Aumatt soll um 36 
auf 170 Pflegeplätze erweitert werden. Die Trägerstiftung 
wünscht sich dafür eine Beteiligung der Gemeinde in der 
Höhe von 3,2 Millionen Franken – bei Gesamtkosten von 
12,5 Millionen. Bisher finanzierte die Gemeinde Ausbauten 
der Alterspflege mit nicht rückzahlbaren Beiträgen. Ge-
mäss neuem Finanzausgleich finanzieren die Heime ihre 
Investitionen mit Kantonsbeiträgen und mit höheren Taxen 
der Bewohner, die wiederum höhere Ergänzungsleistungen 
der AHV erhalten. Nun haben der Gemeinderat und die 
Stiftung einen Kompromiss gefunden: Die Gemeinde zahlt 
1,6 Millionen Franken à fonds perdu und weitere 1,6 Millio-
nen Franken als zinslosen Kredit. Damit blieben die Pflege­
taxen auf Marktniveau, was im Interesse der Gemeinde 
sei, sagte Gemeindepräsident Urs Hintermann vor dem 
Einwohnerrat. Dieser stimmte dem Kompromiss zu. mec

nachrichten

Enkeltrick-Betrüger 
abgewiesen
Liestal. Im Baselbiet kam es ges-
tern zu mindestens vier Betrugsver-
suchen, bei denen Unbekannte mit 
dem Enkeltrick operierten. So kon-
taktierte die Täterschaft telefonisch 
eine Frau in Allschwil. Der Anrufer 
gab sich als angeblichen Neffen aus 
und wollte so das Vertrauen der Frau 
gewinnen. In der Folge bat er diese 
um 150 000 Franken für den Kauf ei-
ner Eigentumswohnung. Weil die 
Frau richtig reagierte und sofort die 
Polizei verständigte, blieb es beim 
Versuch. Drei ähnliche Fälle ereigne-
ten sich in Birsfelden und Liestal 
(zwei Meldungen). Die Polizei lobte 
das Verhalten der älteren Personen, 
welche die Polizei einschalteten, und 
bittet gleichzeitig um Vorsicht. 

Schwellen sollen 
verschwinden
allschwil. Nach dem deutlichen 
Nein zur Tempo-30-Initiative durch 
den Allschwiler Souverän verlangt 
Einwohnerrat Josua Studer (SVP) 
jetzt in einer dringlichen Motion, 
dass die bestehenden Schwellen in 
den Strassen entfernt werden. Sie 
seien «ein Ärgernis für die Anwoh-
ner». Auch versetzt angeordnete 
Parkplätze soll es nach dem Willen 
von Studer nicht mehr geben. Damit 
die Motion sofort behandelt wird, 
müssen zwei Drittel der anwesen-
den Ratsmitglieder der Dringlichkeit 
der Motion zustimmen.

Pro Velo hält an Kritik 
an Kreiselprojekt fest
Allschwil. «Das vorliegende Pro-
jekt bleibt ein inakzeptables und ge-
fährliches Flickwerk», schreibt Pro 
Velo in einer Mitteilung zum geplan-
ten Kreisel an der Kreuzung von 
Baslerstrasse und Grabenring in All-
schwil. Nach einer Nachbesserung 
aufgrund der Einsprache von Pro 
Velo sei nun wieder «eine Variante 
ohne sichere Veloverbindungen prä-
sentiert» worden, bemängelt die Or-
ganisation. Die Schüler, die den Ort 
auf dem Weg zum Unterricht pas-
sieren müssen, werden «zum Velo-
schieben angehalten». 

Senioren bleiben 
in der Schule
Birsfelden. Das Projekt, das Se
niorinnen und Senioren seit fünf 
Jahren in den Unterricht an den 
Birsfelder Kindergarten- und Pri-
marklassen einbindet, wird weiter-
geführt. Dies teilte die Birsfelder 
Schulleitung gestern mit. Bildungs-
direktor Urs Wüthrich habe seine of-
fizielle Zustimmung erteilt. Der Re-
gierungsrat habe sich «beeindruckt 
von der geleisteten Arbeit der Seni-
orinnen und der Lehrerinnen» ge-
zeigt, heisst es in der Mitteilung. 
Diese Zusammenarbeit dürfe heute 
als «Erfolgsgeschichte» bezeichnet 
werden. Sie sei geprägt von gegen-
seitigem Respekt und Wertschät-
zung. Diese Haltung übertrage sich 
auf die Kinder. Der ursprüngliche 
Gedanke, ältere und junge Men-
schen zusammenzubringen, konnte 
also verwirklicht werden.
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